


DIRK MEYER 

Wettbewerbliche Neuorientierung 
der Freien Wohlfahrtspflege 



Volkswirtschaftliche Schriften 
Begründet von Prof. Dr. Dr. h. c. J. Broermann t 

Heft 486 



Wettbewerbliche Neuorientierung 
der Freien Wohlfahrtspflege 

Von 

Dirk Meyer 

sPto 

Duncker & Humblot · Berlin 



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme 

Meyer, Dirk: 
Wettbewerbliche Neuorientierung der Freien Wohlfahrtspflege  / 
von Dirk Meyer. - Berlin : Duncker und Humblot, 1999 

(Volkswirtschaftliche Schriften ; H. 486) 
ISBN 3-428-09615-0 

Alle Rechte vorbehalten 
© 1999 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 

Fotoprint: Berliner Buchdruckerei Union GmbH, Berlin 
Printed in Germany 

ISSN 0505-9372 
ISBN 3-428-09615-0 

Gedruckt auf alterungsbeständigem (säurefreiem)  Papier 
entsprechend ISO 9706 θ 



Vorwort 

Die vorliegende Publikation ist das vorläufige Ergebnis einer im Jahre 1994 
aufgenommenen Forschungsarbeit im Bereich der sozialen Dienste und der 
Freien Wohlfahrtspflege.  Aufbauend auf einer langjährigen Beschäftigung mit 
gesundheitsökonomischen Fragestellungen1 wurde die Hinwendung des Ver-
fassers zum sozialen Dienstleistungssektor, den Wohlfahrtsverbänden und de-
ren freigemeinnützigen Mitgliedsunternehmen entscheidend durch Diskussio-
nen im Rahmen des Wandsbeker Kreises (Hamburg) angeregt. Die zahlreichen, 
sehr unterschiedlichen Reaktionen auf einen Artikel in der Frankfurter  Allge-
meinen Zeitung2 zeigten, daß zum einen eine ökonomische Analyse dieses 
Sektors auf ein breites Interesse stieß, zum anderen heftige Kritiken betroffener 
Verbände und Einrichtungsträger3 provoziert wurden. Auf der Grundlage eines 
Gutachtens im Auftrag der Monopolkommission (Köln) zur Erstellung ihres 
12. Hauptgutachtens 'Marktöffnung  umfassend verwirklichen' entstand eine 
vollständig überarbeitete und ergänzte Fassung. 

Im Zuge steigender Arbeitsproduktivitäten einerseits und zunehmender 
Freizeitangebote andererseits möchte der Verfasser  dem eiligen Leser zwei 
Hinweise geben: 

• Die Kernkapitel sind die Kapitel III-VIII, wobei sich konkrete Vorschläge 
zu einer wettbewerblichen Neuorientierung der Freien Wohlfahrtspflege  im 
Kapitel VI I I finden. 

• Den meisten Kapiteln / Teilabschnitten werden Thesen vorangestellt und 
die Ergebnisse der Analyse jeweils am Ende zusammengefaßt. 

An dieser Stelle sei all denjenigen gedankt, die mich durch Information, 
Diskussion und Kritik bei diesem Projekt begleitet haben. Dies gilt speziell für 
Mitarbeiter verschiedener freigemeinnütziger  Einrichtungsträger, Vertreter der 
Wohlfahrtsverbände,  der Berufsgenossenschaft fur Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege  (Hamburg) sowie nicht zuletzt den Mitgliedern der Mono-
polkommission (Köln). Darüber hinaus danke ich den Mitarbeitern des Instituts 
für Wirtschaftspolitik an der Universität der Bundeswehr Hamburg für die kri-

1 Vgl. Meyer  (1993a). 
2 Siehe Meyer  (1995a). 
3 Beispielhaft sei Schneider  (1996) genannt. 
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tisch-tatkräftige Unterstützung, insbesondere bei der Erstellung des Layouts 
durch Frau S. Dethlefsen und Herrn F. Schröder sowie bei der kritischen 
Durchsicht des Manuskripts durch Herrn Dipl.-Kfm. L. Wengorz. 

Erfahrungsgemäß trägt einen erheblichen Teil der Opportunitätskosten ei-
nes solchen Projekts die Familie. Meiner Frau und meinen Kindern sei Dank 
für ihr Verständnis. 

Hamburg, im August 1998 Dirk  Meyer 
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Abgrenzung verwendeter Begriffe 

Die Erfahrung  des Autors aus verschiedenen Diskussionen, daß unterschiedliche 
Begriffsinhalte  die Auseinandersetzung mit diesem Thema unnötig erschweren, lassen 
eine Abgrenzung wichtiger hier verwendeter Fachvokabeln als hilfreich erscheinen. 

Diskriminierung  bezeichnet eine sachlich nicht gerechtfertigte  Ungleichbehandlung. 
Zu unterscheiden wären der Ausbeutungsmißbrauch durch eine willkürliche Benachtei-
ligung von Abnehmern und Lieferanten (Preisdifferenzierung,  Kopplungsverträge, Lie-
ferboykott)  und der Behinderungsmißbrauch als Beeinträchtigung von Konkurrenten im 
Rahmen von Behinderungs- oder Verdrängungsstrategien (Gebietsschutz, irreführende 
Werbung zur Herabsetzung der Markttransparenz, Abschlußbindungen, Errichtung von 
Marktzutrittsschranken, Subventionen). Diskriminierung kann sowohl privat als auch 
staatlich veranlaßt sein. Im deutschen wie im europäischen Wettbewerbsrecht ist ein 
Diskriminierungsverbot verschiedentlich verankert (§§ 25 f. GWB; §§ 1 ff.  UWG; Art. 
85 Abs. 1 EWG-Vertrag). 

Effektivität  im Sinne von 'doing the right things' stellt auf die Wirksamkeit einer 
Maßnahme hinsichtlich der Zielerreichung ab. Anstrengungen zur Sicherung der Zieler-
reichung bzw. der Erhöhung des Zielerreichungsgrades (Qualitätssicherung) sind 
hiermit eng verbunden. Gerade bei sozialen Diensten entsteht das Problem der Meßbar-
keit (Qualitätsmessung) und der verursachungsgerechten Zurechnung von Abweichun-
gen. 

Effizienz  im Sinne von 'doing the things right' stellt auf die Wahl der optimalen 
Produktionstechnologie ab. Die technische Effizienz  (Wirtschaftlichkeit)  erfordert  die 
Erstellung eines gegebenen Outputs mit minimalem Input bzw. eines maximalen Out-
puts mit gegebenen Input. Sie erlaubt somit keine Verschwendung von Produktionsfak-
toren. Die ökonomische Effizienz  (Kostengünstigkeit) verlangt darüber hinaus unter 
Beachtung der Preise für die Inputfaktoren die Wahl des kostengünstigsten Produkti-
onsverfahrens.  Ökonomische Effizienz  setzt technische Effizienz  voraus, jedoch gilt 
nicht das Umgekehrte. 

Einrichtungen  sind die organisatorischen Einheiten (Betriebe, Häuser, Anstalten), in 
denen die sozialen Dienste bereitgestellt werden (vgl. § 17 Abs. 1 BSHG). Es werden 
stationäre, teilstationäre, ambulante und sonstige Dienste unterschieden. Konkret han-

1 Die inhaltliche Bestimmung wurde in Anlehnung an folgende Lexika vorgenom-
men: Deutscher Verein für öffentliche  und private Fürsorge (Hrsg.) (1997), Fachlexikon 
der sozialen Arbeit, Frankfurt  a.M., 4. Aufl.; Dichtl  /  Issing  (Hrsg.) (1993), Vahlens 
Großes Wirtschaftslexikon, München, 2. Aufl.; Herzog  /  Kunst  /  Schiaich  /  Schneemel-
cher  (Hrsg.) (1987), Evangelisches Staatslexikon, Stuttgart, 3. Aufl. 
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delt es sich um Kindergärten, Krankenhäuser, Heime, Sozialstationen etc. Sie stehen 
unter der Verantwortung eines Einrichtungsträgers als Rechtsperson. 

Einrichtungsträger  bezeichnet eine zumeist juristische Rechtsperson (Unterneh-
men), die die Einrichtungen und Dienste (Betriebe, Häuser, Anstalten) juristisch, wirt-
schaftlich, fachlich und organisatorisch verantwortet. Sie werden vornehmlich in der 
Rechtsform des eingetragenen Vereins, der GmbH oder einer Körperschaft  des öffentli-
chen Rechts (Stiftung, Kirchengemeinden) geführt.  Man unterscheidet privat-
gewerbliche, freigemeinnützige und öffentliche  Trägerschaften. 

Freie  Wohlfahrtspflege:  Gesamtheit aller freigemeinnützigen Einrichtungsträger, 
hier: speziell diejenigen, die in den sechs Wohlfahrtsverbänden organisiert sind. Merk-
male sind eine nicht erwerbswirtschaftliche,  auf Gewinnerzielung ausgerichtete sach-
zielbezogene Tätigkeit im Sektor der sozialen Dienstleistungen (—»Nonprofit-Organisa-
tion). Die auf freier  Initiative beruhende, über den Bereich von Familie / Nachbarschaft 
hinausreichende Hilfeleistung betont das Wahlrecht des Hilfesuchenden einerseits und 
das bürgerliche Recht auf Helfen andererseits (—»Subsidiarität). Die F.W. ist in privat-
rechtlicher Form organisiert und zeichnet sich durch eine Vielfalt an Wertorientierungen 
aus. Wesentliche Funktionen bestehen in der Förderung und Bündelung privater Hilfe-
leistung (Spende, ehrenamtliche Tätigkeit) und einer Sozialanwaltschaft für die Bedürf-
tigen. Die sechs Wohlfahrtsverbände haben auf Landes- und Bundesebene Spitzenor-
ganisationen gebildet, die sich wiederum zu verbandsübergreifenden  Dachvereinigun-
gen zusammen geschlossen haben. Ihre Aufgaben liegen im fachlichen Erfahrungsaus-
tausch, der fachpolitischen Meinungsbildung und einer politischen Außenvertretung. 

Gemeinnützigkeit:  Konstitutives Merkmal von Organisationen, deren Zweck aus-
schließlich und unmittelbar auf die sittliche, geistige und materielle Förderung der All-
gemeinheit gerichtet ist, wobei die Selbstlosigkeit des Handelns die Verfolgung eines 
Erwerbszwecks ausschließt. Das Steuerrecht (§§ 51-68 AO) unterscheidet gemeinnützi-
ge, mildtätige und kirchliche Zwecke, beispielsweise Wissenschaft, Bildung, Erziehung 
und soziale Dienste. Einschränkungen bestehen durch eine satzungsmäßige Mittelver-
wendung und der Angemessenheit von Vergütungen. Vergünstigungen (—»Diskriminie-
rung) zeigen sich in einer Befreiung von der Körperschafts-  und Gewerbesteuer, sowie 
in einer Ermäßigung bzw. Befreiung von der Mehrwertsteuer. Darüber hinaus ist die 
Gemeinnützigkeit eine wichtige Voraussetzung, die den Zugang zum staatlichen Ver-
sorgungssystem sowie weitere Privilegien in vielen Fällen erst erschließt. 

Kartell:  Form der horizontalen Wettbewerbsbeschränkung durch Absprachen zwi-
schen rechtlich und wirtschaftlich selbständigen Unternehmen. Die autonome wirt-
schaftliche Handlungsfreiheit  wird freiwillig aufgegeben, um eine im Ergebnis unge-
wisse Koordination der Aktivitäten im Markt durch eine kontrollierbare und kalkulier-
bare Verhaltensabstimmung durch eine vertragliche Absprache zwischen den Anbietern 
zu ersetzen. Im deutschen (§§ 1-8 GWB) und europäischen Wettbewerbsrecht (Art. 85 
EWG-Vertrag) besteht ein grundsätzliches Kartellverbot mit verschiedenen Ausnahmen. 

Neokorporatismus  bezeichnet eine gesellschaftliche Koordinationsform,  in der die 
Verbände ein Verbindungselement als Ansprech- und Kooperationspartner zwischen 
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dem Staat und dem vertretenen Klientel darstellen, wobei der Staat in der Ausübung 
seines Regelungs- und Gewaltmonopols den Organisationen eine bevorzugte Mitspra-
che und Handlungsvollmachten zuerkennt. Die Beteiligung der Verbände am staatlichen 
Regelungsmonopol ersetzt den Wettbewerb durch Kooperation unter Ausschluß Dritter 
(Außenseiter) (—»Kartell). Unter Anreizaspekten handelt es sich um dauerhafte Aus-
tauschbeziehungen zwischen staatlichen Trägern und Verbänden auf Gegenseitigkeit 
(politischer Tausch). 

Nonprofit-Organisationen  prägen eine Sachziel-Dominanz. Eine Gewinnerzielung 
kann zwar einhergehen, jedoch ist die Ausschüttung von Überschüssen nicht vorgese-
hen (Nicht-Gewinnverteilungs-Regel). Deshalb wäre die Bezeichnung Not-For-Profit-
Organization treffender.  Zur Abgrenzung gegenüber staatlichen Einrichtungen bildet ei-
ne NPO eine selbst organisierte Institution, in der Mitgliedschaft und Input durch 
Freiwilligkeit, darüber hinaus häufig durch die Verfolgung von Wertorientierungen ge-
kennzeichnet sind (-»Freie Wohlfahrtspflege).  Beispiele: Sportvereine, Parteien, Kir-
chen, Wohlfahrtsverbände,  Selbsthilfegruppen. 

Profit-Organisationen  sind, anders als -»Nonprofit-Organisationen,  auf einen Er-
werbszweck hin ausgerichtete private Institutionen (Unternehmen) mit Gewinnerzie-
lungsabsicht. Das Interesse der Kapitaleigner an einer Einkommenserzielung (Gewinn-
ausschüttung) und Vermögensmehrung steht im Vordergrund. 

Sozialhilfeträger:  Gewährung und Finanzierung von örtlicher und überörtlicher 
Sozialhilfe (§ 9 BSHG) (-»Sozialleistungsträger). 

Sozialleistungsträger:  Gewährung und Finanzierung von Sozialleistungen i.w.S., 
die für die Existenzsicherung der Bürger notwendig sind (§ 12 SGB I). Die Zuständig-
keiten für den Bezug von Sozialleistungen regeln §§ 18-29 SGB I. Sie umfassen die 
-»Sozialhilfeträger  und die -»Sozialversicherungsträger,  die die Hilfen als Dienst-, 
Sach- und Geldleistungen gewähren. 

Sozialversicherungsträger:  Gewährung und Finanzierung von Sozialleistungen im 
Rahmen der Sozialversicherungen (Unfall-, Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslo-
senversicherung). 

Subsidiarität  subsiduum (lat. Rückhalt, Beistand, Schutz): Das Subsidiaritätsprinzip 
ist ein Grundsatz der Gesellschaftslehre, der in der katholischen Soziallehre (vgl. Sozia-
lenzyklika 'Quadragesimo Anno', 1931) tief verwurzelt ist. Es hat folgenden Inhalt: 
Was der Einzelne, kleine Institutionen (Familie), Gruppen (Verbände) sowie Körper-
schaften (Gemeinde, Kirche) aus eigener Kraft  tun können, darf  ihnen nicht von einer 
jeweils übergeordneten Instanz (Staat) entzogen werden. Das Subsidiaritätsprinzip 
schafft  somit eine Brücke zwischen dem Individual- und dem Solidarprinzip, indem ei-
nerseits die Kompetenz der personennahen Lebensbasis sowie die selbstverantwortliche 
Lebensgestaltung gegenüber staatlicher Daseinsvorsorge betont wird, andererseits das 
übergeordnete Gemeinwesen für nicht zu bewältigende Aufgaben in Anspruch genom-
men werden kann. Wenngleich die grundgesetzliche Verankerung des Subsidiari-
tätsprinzips umstritten bleibt, hat dieser Grundwert Eingang in verschiedene Sozialge-
setze (§ 10 BSHG, § 4 KJHG) gefunden. 


